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1 Vorbemerkungen

Mit der bis zum 28. Dezember 2009 in nationales Recht
umzusetzenden Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über
Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. EG Nr. L 376 S. 36),
im Folgenden Dienstleistungsrichtlinie (EU-DLR) genannt,
wird das Ziel verfolgt, innerhalb des euro päi schen Binnen -
markes die grenzüberschreitende Erbringung von Dienst -
leistungen zu verbessern und zu vereinfachen. Dafür sol-
len sämtliche zur Aufnahme einer Dienstleis tungstätigkeit
erforderlichen Verfahren und Formalitäten sowie die Be -
antragung der für die Ausübung einer Dienstleistungs -
tätigkeit erforderlichen Genehmigungen über ein heit liche
Ansprech partner (EAP) abgewickelt werden können. Die
Verfahren müs sen zudem auf Wunsch der Dienstleistungs -
erbringerinnen oder Dienstleis tungser brin ger sowohl über

die EAP als auch bei der jeweils zuständigen Behörde elek -
tronisch abzu wickeln sein. Weitere verfahrensrechtliche
Anforderungen der Dienstleistungsrichtlinie sind die Ein -
füh rung umfangreicher Informationspflichten, festgelegter
Entscheidungs fristen und von Genehmigungs fiktio nen.

Der Bundesgesetzgeber hat die allgemeinen verwaltungs-
verfahrensrechtlichen Anfor derungen der Dienstleistungs -
richtlinie im Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) mit dem
am 18. De zember 2008 in Kraft getretenen Vierten Gesetz
zur Änderung ver wal tungsverfahrens rechtlicher Vor schrif ten
(4. VwVfÄndG) vom 11. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2418)
um gesetzt. Diese Bestimmungen gelten über die dynami-
sche Ver weisung des § 1 Abs. 1 des Landes verwaltungs -
verfahrensgesetzes (LVwVfG) auch in Rhein land-Pfalz. Auf
die Nennung dieser Verweisungs norm wird im Folgenden
aus Gründen der besseren Lesbarkeit ver zichtet.

In Ergänzung der verwaltungsverfahrensrechtlichen Än de -
rungen hat der Landesge setz geber mit dem Landes gesetz
über die einheitlichen Ansprechpartner in Verwal tungs -
ange le gen heiten („EAP-Gesetz“) vom 27. Oktober 2009
(GVBl. S. 355, BS 2010-6) die Abwicklung des Verwal -
tungs verfahrens über die EAP näher ausgestaltet. In Rhein -
land-Pfalz werden die Aufgaben der „einheitlichen Stelle“
(vgl. Nummer 2.1) durch die bei den Struk tur- und Ge -
nehmi gungsdirektionen Nord und Süd eingerich te ten ein -
heitlichen Ansprechpartner (EAP-Stellen) wahrgenommen
(vgl. § 1 Abs. 1 und 2 Abs. 1 des EAP-Gesetzes).

Zu diesen gesetzlichen Änderungen werden folgende Hin -
weise gegeben.

2 Verfahren über einheitliche Ansprechpartner

2.1 Anordnung durch Rechtsvorschrift

Mit dem neu gefassten Abschnitt 1a des Teils V des VwVfG
- Verfahren über eine einheitliche Stelle - (§§ 71a bis 71e)
hat der Bundesgesetzgeber eine neue besondere Ver -
fahrens art eingeführt, die sich nicht auf den An wen dungs -
be reich der Dienstleis tungsrichtlinie beschränkt, sondern
für alle Verwaltungsverfahren angeordnet werden kann.
Das neue Verfahren soll es der antragstellenden oder an -
zei gepflichtigen Person ermöglichen, für ein be stimmtes
Vor haben erforderliche Geneh mi gungsverfahren, Forma li -
täten und sonstige Behördenkontakte über eine einzige
Stelle abzuwickeln, ohne sich an jede einzelne zuständige
Behörde direkt wenden zu müs sen. Die Ver fah renshoheit
und die Verantwortung für die ordnungsgemäße An wen -
dung des jeweiligen materiellen Rechts bleiben aber bei
der jeweils fachlich zuständigen Behörde.

Das in den §§ 71a bis 71e VwVfG geregelte besondere
Verfahren findet nur dann An wendung, wenn es durch eine
Rechtsvorschrift im Fachrecht ausdrücklich angeord net
wird. Derartige Regelungen werden im Landesrecht bei -
spiels weise durch das Zwei te Landesgesetz zur Um set -
zung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Par -
laments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über
Dienst leistungen im Binnenmarkt vom 27. Oktober 2009
(GVBl. S. 358) u.a. im Feiertagsgesetz, im Heilberufs gesetz,
im Landesbodenschutzgesetz, im Sammlungs gesetz, im
Privatschulgesetz und im Lan des gesetz über Dolmetsche -
rin nen und Dolmetscher und Übersetzerinnen und Über -
set zer in der Justiz eingeführt. In diesen beispielhaft auf-
geführten Vorschriften wird be stimmt, dass das jeweilige
Verfahren über einheitliche Ansprechpartner im Sinne des
§ 1 Abs. 1 des EAP-Gesetzes abgewickelt werden kann.
Wei tere Regelungen können sich auch in bundesrechtli-
chen (z.B. im Gewerbe- und Handwerksrecht), anderen
lan desrechtlichen oder kommunalrechtlichen Bestimmun -
gen finden. Im Hinblick auf das Satzungsrecht, z.B. der
Kom munen oder der Kammern, enthält §  1 Abs.  3 des
EAP-Ge setzes eine Ermächtigung, wonach ein Satzungs -
geber (zur Umsetzung der Dienst leistungsrichtlinie) die
Abwicklungsmöglichkeit eines satzungsrechtlich geregel-
ten Verwaltungsverfahrens über die EAP vorsehen darf.
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Eine regelmäßig aktualisierte Liste der über die EAP ab -
zuwickelnden Verwaltungs ver fahren ist auf dem Portal der
EAP unter der Internet-Adresse www.eap.rlp.de abrufbar.

Fehlt es jedoch an einer entsprechenden gesetzlichen
Anordnung, dass das Verwal tungsverfahren über einheit -
liche Ansprechpartner abgewickelt werden kann, so gelten
die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrens -
geset zes.

2.2 Örtliche Zuständigkeit der EAP-Stellen

Wurde die gesetzliche Möglichkeit geschaffen, das Ver wal -
tungsverfahren über die EAP abwickeln zu können, kann
die antragstellende oder anzeigepflichtige Person frei ent -
scheiden, ob sie die EAP-Stellen in Anspruch nimmt oder
sich unmittelbar an die zu ständi ge Behörde wendet (vgl.
Nummer 5.1). Dabei richtet sich die örtliche Zustän dig keit
der EAP-Stellen ge mäß §  2 Abs.  1 Satz  2 des EAP-
Gesetzes grundsätzlich nach den Verwaltungs bezir ken der
Struktur- und Genehmigungsdirektionen. Nur wenn ledig -
lich Informations pflich ten von den EAP-Stellen zu erfüllen
sind, ist diejenige EAP-Stelle zuständig, bei der das Er -
suchen zuerst eingeht (§ 2 Abs. 2 des EAP-Gesetzes). Für
die grundsätzliche Bestimmung der örtlichen Zuständig -
keit kommt es darauf an, in wel chem Verwaltungs bezirk
eine antragstellende oder anzeigepflichtige Person erst-
malig ein Verwaltungs verfahren abwickeln möchte (§  2
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des EAP-Geset zes). Alternativ dazu ist
bei erstmaliger Inanspruchnahme der EAP im Falle des
per sön lichen Erschei nens diejenige EAP-Stelle zuständig,
die vor Ort von einer antrag stel lenden oder an zeige pflich -
tigen Person aufgesucht wird (§ 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des
EAP-Gesetzes). Die einmal so begründete örtliche Zu -
ständig keit einer EAP-Stelle bleibt auch dann bestehen,
wenn die betreffende Person künftig Verwal tungs  verfahren
in dem Verwal tungsbezirk der jeweils anderen EAP-Stelle
abwickeln möchte (§ 2 Abs. 3 Satz 2 des EAP-Gesetzes),
es sei denn, die antragstellende oder anzeigepflichtige Per -
son erklärt, dass sie von der (jeweils) anderen EAP-Stelle
betreut werden möchte (§  2 Abs.  5 des EAP-Gesetzes).
Bestehen bei den EAP-Stellen Zweifel über die örtli che
Zuständigkeit, so ist der EAP-Stelle bei der Struktur- und
Genehmigungsdirektion Nord die Auffang zuständigkeit
zu gewiesen (§ 2 Abs. 4 des EAP-Gesetzes).

Da sich die örtliche Zuständigkeit der EAP-Stellen dem -
gemäß auf verschiedene Arten ergeben kann, ist es mög-
lich, dass eine zuständige Behörde von einer EAP-Stelle
kon taktiert wird, obwohl sie sich nicht in deren Verwal -
tungs bezirk befindet. Hieraus darf daher von der zuständi-
gen Behörde nicht gefolgert werden, sie werde von einer
unzu ständigen EAP-Stelle kontaktiert.

3 Aufgaben der EAP

3.1 Mitteilungspflichten (§ 71b  Abs.  1 VwVfG sowie §§ 5
und 6 Abs. 1 des EAP-Gesetzes)

Die EAP nehmen Anzeigen, Anträge, Willenserklärungen
und Unterlagen entgegen und leiten sie unverzüglich an
die zuständigen Behörden weiter (vgl. § 71b Abs. 1 VwVfG).
Diese Mitteilungspflichten werden durch § 6  Abs.  1 des
EAP-Gesetzes kon kretisiert. Danach sind bei den EAP-
Stellen eingehende Anträge, Anzeigen, Willens erklärun gen,
Unterlagen und Mitteilungen grundsätzlich in der Form
weiterzuleiten, wie sie bei diesen eingegangen sind. Wird
beispielsweise ein Antrag in elektronischer Form gestellt,
so haben die EAP-Stellen diesen Antrag mit elektronischer
Post an die zustän dige Behörde weiterzuleiten. Wird ein
Antrag durch Übersendung eines Schriftstückes gestellt,
so wird das Schriftstück von den EAP-Stellen per Brief -
post an die zuständige Behörde weitergeleitet. Letzteres
ist vor allem dann wichtig, wenn für einen Antrag, eine
Anzeige oder eine Willenserklärung die Schriftform vor -
geschrieben ist und des halb der zuständigen Behörde das
von der betreffenden Person unterzeichnete Origi nal eines
Schriftstücks vorliegen muss.

Für den Rücklauf von Mitteilungen der zuständigen Be -
hörde über die EAP-Stelle an die antragstellende oder
anzeigepflichtige Person gelten gemäß § 5 Abs. 1 des EAP-
Ge setzes besondere Anforderungen (vgl. Nummer 5.1).

Darüber hinaus sind die EAP gemäß § 5 Abs. 2 des EAP-
Ge setzes verpflichtet, der zuständigen Behörde Kennt nis -
se über Umstände nach § 4 des EAP-Gesetzes mitzu teilen.

3.2 Informationspflichten (§ 71c Abs. 1 und § 25 VwVfG)

Die EAP haben gemäß § 71c Abs. 1 VwVfG besondere
Informationspflichten gegen über der antragstellenden
oder anzeigepflichtigen Person. Dabei können die EAP
typi scherweise nur einen ersten orientierenden Überblick
über die jeweils erforderlichen Verfahren und Formalitäten
und Hinweise allgemeiner Art geben. Im Rahmen ihrer
sachlichen Zuständigkeit haben sie aber nach § 25 VwVfG
auch Auskünfte über den Verfahrensstand zu erteilen, falls
die Genehmigungs- oder Anzeigeverfahren über sie ab -
gewickelt werden sollen. Insofern müssen die EAP sich bei
der zuständigen Behörde auch über den jeweiligen Ver -
fahrensstand erkundigen können (vgl. Nummer 5.2).

3.3 Elektronische Verfahrensabwicklung (§ 71e VwVfG)

Die Verpflichtung zur elektronischen Verfahrens abwick lung
besteht gemäß § 71e VwVfG sowohl für die EAP als auch
für die zuständige Behörde (vgl. Nummer 4.4).

4 Aufgaben der zuständigen Behörde

Nach § 71a Abs. 2 VwVfG obliegen der zuständigen Be -
hörde die folgenden Pflichten auch dann, wenn sich die
antragstellende oder anzeigepflichtige Person unmittel-
bar an sie wendet, ohne die EAP einzuschalten. Da die
In anspruch nahme der EAP freiwillig erfolgt, wird durch
Absatz 2 sichergestellt, dass die verfahrensrechtlichen
Vor gaben der Dienstleistungsrichtlinie auch in diesen
Fällen zu beachten sind. Dies betrifft ins besondere die
Aus stellung von Empfangsbestätigungen mit einem vor -
geschriebenen Mindestinhalt, die Gewährleistung einer
elektronischen Verfahrensabwicklung und die Erfüllung
wei terer Informationspflichten.

Die zuständige Behörde hat diese speziellen Verfahrens -
vorschriften aber nur dann zu beachten, wenn das Ver fah -
ren über die EAP ausdrücklich angeordnet wurde. An dern -
falls gelten allein die allgemeinen verwaltungsverfahrens-
rechtlichen Bestimmungen.

4.1 Mitteilungspflichten der zuständigen Behörde (§ 71b
Abs. 3 und 4 VwVfG)

Nach § 71b Abs. 3 VwVfG hat die zuständige Behörde bei
fristgebundenen Verfahren der antragstellenden oder an -
zeigepflichtigen Person eine Empfangsbestätigung aus -
zustellen und zuzusenden. Sollte der Antrag oder die
An zeige nicht unmittelbar bei der zuständigen Behörde,
sondern über eine EAP-Stelle eingehen, so ist die Emp -
fangs bestätigung gemäß § 71b Abs. 5 VwVfG der antrag-
stellenden Person regelmäßig über diese EAP-Stelle zu
übermitteln (vgl. Nummer 5.1).

In der Empfangsbestätigung ist neben der Angabe des
Ein gangs der Unterlagen bei der EAP-Stelle - oder, wenn
die EAP bislang nicht in Anspruch genommen wurden, bei
der zuständigen Behörde - auf die in dem Fachverfahren
geregelte Frist, die Voraus setzungen für den Beginn des
Fristlaufs und die an den Fristablauf geknüpfte Rechts -
folge hinzuweisen. Die Empfangsbestätigung muss außer-
dem allgemeine Hinweise zu künftigen Rechtsbehelfen
gegen eine spätere Entscheidung oder das Unterlassen
ei ner Entscheidung enthalten. Die Empfangsbestätigung
soll damit über die bloße Mit tei lung über den Eingang
von Unterlagen hinaus der antragstellenden oder anzeige -
pflich tigen Person Auskunft darüber geben, wo sie mit
ihrem Verfahren steht und was sie weiter zu veranlassen
oder zu erwarten hat.



Die Empfangsbestätigung löst nicht den Lauf von Ver -
fahrensfristen aus, sondern hat allein informatorischen
Charakter. Entscheidend ist der Eingang des Antrags oder
der Anzeige bei der zuständigen Behörde oder den EAP-
Stellen. Nach § 71b Abs. 2 VwVfG gelten im letzteren Fall
Anzeigen, Anträge, Willenserklärungen und Unterlagen am
dritten Tag nach Eingang bei den EAP als bei der zustän-
digen Behörde eingegan gen. Der Lauf der Frist beginnt
nach § 71b  Abs.  4 VwVfG jedoch erst mit der Einrei -
chung der vollständigen Unterlagen.

Sobald der Antrag oder die Anzeige bei der zuständigen
Behörde eingegangen ist, hat diese die Unterlagen auf ihre
Vollständigkeit zu prüfen. Sind die Unterlagen nicht voll -
ständig, so teilt die zuständige Behörde der antragstellen-
den oder anzeigepflichtigen Person unverzüglich mit, wel-
che Unterlagen nachzureichen sind (vgl. § 71b  Abs.  4
VwVfG). Sind die Unterlagen vollständig, so bestätigt die
zuständige Behörde nach § 3 Abs. 1 des EAP-Gesetzes
die Vollständigkeit der Antrags- oder Anzeigeunterlagen in
der auszustellenden Empfangsbestätigung. Auch die Voll -
ständigkeitsbescheinigung setzt den Beginn der Frist nicht
konstitutiv in Lauf, sondern dient nur der Information der
antragstellenden oder anzeigepflichtigen Person über den
Verfahrensstand. Maß geblich für den Fristbeginn ist allein
die objektiv nachprüfbare Vollständigkeit der Unter lagen.

Das Muster einer Empfangsbestätigung, das auch die
Voll ständigkeitsbescheinigung bzw. die Mitteilung über
fehlende Unterlagen enthält, ist als Anlage diesem Rund -
schreiben beigefügt und kann von der zuständigen Be hör -
de als Vorlage verwendet werden. Es ist zusätzlich unter
der Internetadresse www.dienstleistungsrichtlinie.rlp.de
als Word-Dokument hinterlegt.

Bei der Erstellung der Empfangsbestätigung ist Folgen des
zu beachten:

Eine Empfangsbestätigung ist nach § 71b Abs. 3 VwVfG
nur auszustellen, wenn durch die Anzeige, den Antrag
oder die Abgabe einer Willenserklärung eine Frist in Lauf
ge setzt wird, innerhalb der die zuständige Behörde tätig
werden muss. In allen anderen Fällen ist das Ausstellen
einer Empfangsbestätigung gesetzlich nicht vorgeschrie-
ben. Die zuständige Behörde hat daher für den jeweiligen
Einzelfall zu prüfen, ob die ge setzlichen Voraussetzungen
vorliegen und eine Empfangsbestätigung ausgestellt wer-
den muss.

Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn im Fachrecht für
das Fachverfahren eine Ge neh migungsfiktion angeordnet
oder eine Bearbeitungsfrist festgelegt wurde, weil es sich
bei beiden Fallkonstellationen um fristgebundene Ver -
fahren handelt. Nähere Aus führungen zur Genehmi gungs -
fiktion und zu festgelegten Bearbeitungsfristen finden sich
unter Nummer 6.

4.2 Bekanntgabe per Post ins Ausland (§ 71b Abs. 6
VwVfG)

§ 71b Abs. 6 VwVfG enthält eine besondere Regelung für
die Bekanntgabe von Ver waltungsakten im Ausland bei
Übermittlung durch die Post, die aber nur dann Anwen -
dung findet, wenn durch Rechtsvorschrift das Verfahren
über die EAP ange ordnet wur de. Anders als bei der elek-
tronischen Übermittlung, bei der nach § 41 Abs. 2 Satz 2
VwVfG ein Verwaltungsakt, der im Inland oder in das Aus -
land elektronisch übermittelt wird, am dritten Tag nach der
Absendung als bekannt gegeben gilt (vgl. Nummer 4.4), ist
bei der Übermittlung durch die Post mit längeren Lauf -
zeiten zu rechnen. Die für die Bekanntgabe eines schrift -
lichen Verwaltungsaktes im Inland nach § 41 Abs. 2 Satz 1
geltende Bekanntgabefiktion nach drei Tagen beruht auf
den üblichen, in aller Regel zuverlässig eingehaltenen
Post laufzeiten im Inland. Eine ähnlich sichere Gewähr gibt
es beim Weitertransport im Ausland nicht immer. Da der
genauen Bestimmung des Zeitpunkts der Bekanntgabe
aber eine besondere Bedeutung zukommt, enthält § 71b
Abs. 6 VwVfG eine Bekanntgabefiktion von einem Monat.

Diese Frist orientiert sich an § 122 Abs. 2 der Abgaben -
ordnung. Die Fiktion gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt
nicht oder später zugegangen ist, wobei die Behörde im
Zweifel den Zugang nach wei sen muss. Um eine mögliche
Benachteiligung ausländischer antragstellender Perso nen
zu vermeiden, kann von diesen nicht nach § 15 VwVfG ver -
langt werden, einen Empfangsbevollmächtigten im In land
zu benennen. Das gilt jedoch nicht gegenüber an deren
Ver fahrensbeteiligten im Ausland.

Im Hinblick auf fristgebundene Verfahren, insbesondere
Ver fahren, bei denen die Ge nehmigungsfiktion gilt, ist zu
be achten, dass sich durch den relativ langen Zeitraum für
die Bekanntgabefiktion im Sinne von § 71b Abs. 6 VwVfG
die effektive Bearbeitungs zeit für das betreffende Verwal -
tungs verfahren verkürzt. Dies gilt umso mehr, wenn die
Be kannt gabe per Post ins Ausland über die EAP-Stelle
zu erfolgen hat und insoweit auch noch die Postlaufzeit
von der zuständigen Behörde zu der EAP-Stelle hinzu -
zurechnen ist.

4.3 Auskunft über maßgebliche Vorschriften und Informa -
tions pflichten (§ 71c Abs. 2 und § 25 VwVfG)

Besteht die gesetzlich angeordnete Möglichkeit, ein Ver -
fah ren über die EAP abwickeln zu können, hat die zustän-
dige Behörde auch dann besondere vorgelagerte In forma -
ti ons pflichten, wenn die EAP nicht in Anspruch genommen
werden. Diese vorgelagerten Informationspflichten der
zu ständigen Behörde werden durch § 71c Abs. 2 VwVfG
ge regelt und ergänzen die allgemeine Auskunfts- und Be -
ra tungs pflicht nach § 25 VwVfG auch insoweit, als Aus -
künfte und Informationen unverzüglich gegeben werden
müssen.

4.4 Elektronische Verfahrensabwicklung (§ 71e VwVfG)

Eine weitere Pflicht der zuständigen Behörde ist die elek-
tronische Abwicklung nach § 71e VwVfG, die auch dann
zum Tragen kommt, wenn zwar die Abwicklungs mög lich -
keit eines Verfahrens über die EAP per Rechtsvorschrift
angeordnet ist, die Abwick lung aber dennoch direkt mit
der zuständigen Behörde erfolgt.

Nach § 71e VwVfG ist das Verfahren auf Verlangen in elek-
tronischer Form abzuwi ckeln. Die Pflicht bezieht sich auf
alle Aspekte des Verfahrens, also auch auf die Ertei lung
von Auskünften nach § 71c VwVfG. § 71e VwVfG verleiht
einer auskunftsersu chenden, antragstellenden oder an -
zeigepflichtigen Person einen Anspruch auf elek tro nische
Verfahrensabwicklung.

Die Verfahrensabwicklung erfolgt nicht zwingend elek -
tronisch, sondern nur auf Wunsch der antragstellenden
Per son. Wird allerdings ein Antrag in elektronischer Form
ge stellt, also per E-Mail oder über ein per Internet übermit-
teltes Formular, so ist dies gemäß §  6 Abs.  2 des EAP-
Gesetzes - solange kein abweichender Wille erklärt wird -
als Verlan gen einer elektronischen Abwicklung zu werten.

Da eine Wahlmöglichkeit sowohl zwischen einer elektro -
nischen oder konventionellen Verfahrensabwicklung als
auch zwischen einer direkten Kommunikation mit der zu -
stän digen Behörde oder einer Abwicklung über die EAP
besteht, müssen beide - sowohl die EAP als auch die zu -
ständige Behörde - in der Lage sein, das Verfahren sowohl
elektronisch als auch konventionell durchzuführen.

Bei der Weiterleitung elektronischer Dokumente durch die
EAP-Stelle dürfen gemäß §  6 Abs.  3 des EAP-Gesetzes
der ursprüngliche Textinhalt und etwaige Dateianhänge
nicht verändert werden. Zudem sind mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur versehene Dokumente so wei-
terzuleiten, dass die Signatur erhalten bleibt.

4.4.1 Formerfordernisse bei der elektronischen Kommuni -
kation

§ 71e Satz 2 VwVfG stellt klar, dass bei der elektronischen
Abwicklung die allgemeinen Bestimmungen über die elek-
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tronische Kommunikation nach §  3a VwVfG gelten. Ins -
besondere bleibt zur Ersetzung der Schriftform die quali -
fizierte elektronische Signatur er forderlich, soweit nichts
Abweichendes geregelt ist. In diesem Zusammenhang ist
aller dings zu beachten, dass das Verwaltungsverfahren
grundsätzlich formfrei und nicht generell in Schriftform
abzuwickeln ist (§ 10 Satz 1 VwVfG). Allein der Umstand,
dass eine zuständige Behörde bisher Bescheide grund-
sätzlich nur in Papierform mit eigen händiger Unterschrift
einer zeichnungsbefugten Person versendet hat, bedeutet
nicht, dass solche Bescheide bei elektronischer Versen -
dung künftig mit einer qualifizierten elektronischen Sig -
natur zu versehen sind. Das zwingende Erfordernis zur
Ver wendung der qualifizierten elektronischen Signatur
besteht nur dann, wenn die Schriftform durch Rechts -
vorschrift ausdrücklich angeordnet ist (§ 3a Abs. 2 Satz 1
und 2 VwVfG), im Üb rigen nur bei einer elektronischen
Zustellung (vgl. Nummer 4.4.4). In allen anderen Fällen, die
unter § 71e VwVfG fallen, reicht prinzipiell die Versendung
einer einfachen E-Mail für die gesamte Verfahrenskorres -
pondenz aus. Verwaltungsakte in Form eines Bescheides
können dann an die antragstellende Person - ggf. über die
EAP-Stellen - bei spielsweise auch als (eingescannter) Da -
tei anhang versendet werden.

Sollte ein der zuständigen Behörde übermitteltes elektro-
nisches Dokument für sie zur Bearbeitung nicht geeignet
sein, so hat sie dies der Absenderin oder dem Absender
unverzüglich mitzuteilen und dabei anzugeben, welche
technischen Rahmenbedin gun gen für sie maßgeblich sind
(§  3a Abs.  3 Satz  1 VwVfG). Kann beispielsweise eine
übermittelte Datei mit keinem bei der zuständigen Be -
hörde zur Verfügung stehenden Anwendungsprogramm
geöffnet werden, so hat die Behörde der Absenderin oder
dem Absender mitzuteilen, welche Dateiformate von ihr
akzeptiert werden. Nutzt eine an trag stellende oder an -
zeigepflichtige Person das EAP-Portal (www.eap.rlp.de),
so ist dort für die Kontaktaufnahme mit den EAP-Stellen
eine Liste mit den akzeptierten Dateiformaten hinterlegt.

4.4.2 Nutzung der Virtuellen Poststelle (VPS)

Erfolgt die elektronische Abwicklung des Verfahrens über
die EAP, so muss die elek tronische Kommunikation der
EAP-Stelle mit der zuständigen Behörde und umgekehrt
über die Virtuelle Poststelle (VPS) geschehen. Hierdurch
ist gewährleistet, dass die Kom mu nikation zwischen die-
sen Stellen verschlüsselt erfolgt und das Versende- bzw.
Ein gangs datum in der VPS über mitversendete „Lauf -
zettel“ jeweils eindeutig nachvoll zieh bar ist. Zudem wird in
der VPS bei Posteingängen, die mit einer qualifizierten
elek tro ni schen Signatur versehen sind, eine automati sier-
te Zertifikatsprüfung vorgenom men, deren Ergebnis eben-
falls im Laufzettel vermerkt ist.

Diese Vorteile der VPS, die eine rechts- und datensichere
elektronische Kommuni kati on erlauben, stehen der zu -
ständigen Behörde auch bei der direkten Kommuni kation
mit einer antragstellenden Person zur Verfügung. Hat sich
die betreffende Person für die Nutzung der VPS regis -
trieren lassen (z.B. über das auf dem Portal der EAP an -
gebotene Formular), so ist die volle Funktionalität der VPS
in der Kommunikation zwi schen antragstellender Person
und der zuständigen Behörde, z.B. hinsichtlich des Lauf -
zettels, gegeben. Möchte sich eine antragstellende Person
nicht für die Nutzung der VPS registrieren lassen, kann sie
sich gleichwohl in elektronischer Form per E-Mail oder
ggf. über ein Web-Formular an die EAP oder an die zu -
ständige Behörde direkt wenden. Im Falle der Versendung
einer einfachen E-Mail ist die Datenübertragung allerdings
nicht verschlüsselt.

Die zuständige Behörde sollte für eine solche Kontakt auf -
nah me die E-Mail-Adresse zur Verfügung stellen, die zur je -
weiligen VPS gehört (zuständige.behörde@poststelle.rlp.de).
E-Mails einer antragstellenden oder anzeige pflich tigen Per -
son, die an diese E-Mail-Adresse gerichtet sind, können
von der zustän digen Behörde dann in der VPS eingesehen

bzw. abgerufen werden, und zwar auch ohne eine entspre-
chende Registrierung der betreffenden Per son zur Nut -
zung der VPS.

4.4.3 Zugangseröffnung für die elektronische Kommuni -
kation

Jede zuständige Behörde sollte nur über eine einzige VPS
verfügen und diese bzw. die zugehörige E-Mail-Adresse
als zentrales Postfach für die elektronische Abwicklung
von Verwaltungsverfahren anbieten. Insoweit wird damit
auch ein Zugang zur Übermittlung elektronischer Doku -
mente im Sinne des § 3a Abs. 1 VwVfG eröffnet. In diesem
Zusam menhang ist allerdings zu beachten, dass ein sol-
cher Zugang regel mäßig schon dann eröffnet wird, wenn
eine Behörde eine (beliebige) E-Mail-Adresse öffentlich
angibt, z.B. in Briefköpfen oder auf ihrer Homepage im
Internet. Ein abwei chender Wille, dass mit dieser Angabe
kein Zugang eröffnet werden soll, muss aus drücklich er -
klärt werden, z.B. durch einen Hinweis auf der Homepage,
im Briefkopf oder in der E-Mail-Signatur bei ausgehenden
E-Mails (vgl. Kopp/Ramsauer, VwVfG Kommentar, 9. Auf -
lage, § 3a Rn. 12).

Da aufgrund der Verpflichtung zur elektronischen Abwick -
lung gemäß § 71e VwVfG mit einer Zunahme von Antrag -
stellungen in elektronischer Form zu rechnen ist, und sol-
che Anträge in der Regel, z.B. durch Geltung der Ge -
nehmi gungsfiktion nach § 42a VwVfG, fristgebunden sind,
empfiehlt es sich, einen Zugang für die Abwicklung von
Verwal tungsverfahren nur mit einem Postfach bzw. einer
E-Mail-Adresse zu eröffnen, nämlich mit der An gabe der
VPS. Werden von einer zuständigen Behörde durch die
öffent li che Angabe mehrerer E-Mail-Adressen mehrere
Zu gänge eröffnet, besteht das Risiko, dass diese nicht alle
laufend abgerufen werden und daher bei Eingang eines
Antrags in eines der entsprechenden Postfächer Fristläufe
beginnen, die, wenn die zuständige Behörde eine Be -
arbeitung des Antrags versäumt, sogar zum Eintritt einer
Ge neh mi gungsfiktion führen können. Es wird daher emp-
fohlen, im Rahmen der Öffentlich keits arbeit und bei außen -
wirksamen Darstellungen ausdrücklich darauf hinzuweisen,
dass ein Zugang für Verfahrensabwicklungen nur über die
VPS eröffnet wird; werden andere E-Mail-Adres sen an -
gegeben oder verwendet, sollte entsprechend da rauf hin-
gewiesen werden, dass diese nicht für die rechts verbind -
liche Verfahrensabwicklung zur Verfü gung stehen.

4.4.4 Elektronische Zustellung und Bekanntgabe von Ver -
waltungsakten

Die Verwendung einer qualifizierten elektronischen Sig -
natur ist nur dann erforderlich, wenn die Schriftform durch
Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist (vgl. Nummer 4.4.1)
oder wenn elektronisch zugestellt werden soll. Hinsichtlich
der elektronischen Zustel lung hat der Bundesgesetzgeber
2008 das Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) geändert.
Die eingetretenen Neuregelungen im Verwaltungs zustel -
lungs gesetz gelten aufgrund der Verweisung in § 1 Abs. 1
des Landesverwaltungszustellungsgesetzes für das Zu -
stel lungsverfahren der Landesbehörden, der Behörden der
Gemeinden und Gemein de ver bände sowie der landes -
unmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts entsprechend.

Der neue § 2 Abs. 3 Satz 2 VwZG schließt das nach § 2
Abs. 3 Satz 1 VwZG für die Behörde bestehende Wahl recht
zwischen den einzelnen Zustellungsarten dann aus, wenn
aufgrund einer Rechtsvorschrift ein Verfahren auf Ver lan gen
der Empfängerin oder des Empfängers in elektronischer
Form abgewickelt wird. In diesen Fällen ist die Be hörde
ver pflichtet, ein elektronisches Dokument elektronisch zu -
zustellen (§ 2 Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 5
Satz 1 Halbsatz 2 VwZG). Die elektronische Über mittlung
von Dokumenten setzt dabei zusätzlich zu der schon nach
dem früheren Recht erforderlichen qualifi zier ten elektroni-
schen Signatur voraus, dass das elektro ni sche Dokument
gegen unbe fug te Kenntnisnahme Dritter geschützt ist (§ 5



Abs. 5 Satz 2 VwZG). Weitere Ausführun gen zur obligatori -
schen elektronischen Zustellung sowie zur Verfahrens weise
hierbei finden sich im Rundschreiben des Minis te riums
des Innern und für Sport „Änderungen des Verwal tungs -
zustellungsrechts“ vom 20. Januar 2009 (MinBl. S. 59).

Sind in die Verfahrensabwicklung die EAP-Stellen ein -
gebunden und muss oder soll ei ne elek tro nische Zustel -
lung an die antragstellende Person vollzogen werden, so
weist die zu ständige Behörde die zuständige EAP-Stelle
gemäß § 5 Abs. 1 des EAP-Geset zes an (vgl. hierzu auch
Nummer 5.1), die Zustellung in der vorgeschriebenen Form,
also durch elektronische Übermittlung mit qualifizierter elek -
tronischer Signatur und Schutz gegen unbefugte Kennt -
nis nahme Dritter (Verschlüsselung), vorzunehmen. Die Ver -
wen dung der qualifizierten elektronischen Signatur und die
Verschlüsselung erfol gen dabei erst auf dem Trans port -
weg von der EAP-Stelle zur antragstellenden Person.

Sollte eine antragstellende Person geltend machen, das
elektronisch zugestellte Doku ment nicht bearbeiten zu
können, so muss die EAP-Stelle bzw. bei direkter Kom -
muni ka tion die zuständige Behörde der betreffenden Per -
son das Dokument in einem geeig neten Format oder als
Schrift stück zustellen (vgl. §  3a Abs.  3 Satz  2 VwVfG).
Letzteres gilt auch, wenn der Empfang signierter und/oder
verschlüsselter Dokumente auf Emp fängerseite technisch
nicht möglich ist.

Hinsichtlich des Zeitpunkts der Bekanntgabe ist in §  41
Abs. 2 Satz 2 VwVfG geregelt, dass ein Verwaltungsakt,
der im Inland oder in das Ausland elektronisch übermittelt
wird, am dritten Tag nach der Absendung als bekannt ge -
geben gilt. Der Zeitraum in dieser Regelung lehnt sich an
die Bestimmung zur Übermittlung eines Verwaltungs akts
per Post im Inland an (§ 41 Abs. 2 Satz 1 VwVfG), während
für die Übermittlung eines Verwaltungsakts per Post in das
Ausland bei Verfahren nach § 71a VwVfG eine Son der -
regelung in § 71b Abs. 6 VwVfG (vgl. Nummer 4.2) besteht.
Die Bekanntgabefiktion gilt nicht, wenn der Verwaltungs -
akt nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegan gen
ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang des Ver wal -
tungsakts und den Zeit punkt des Zugangs nachzuweisen
(§ 41 Abs. 2 Satz 3 VwVfG). Dieser Nach weis kann durch
die Nutzung der VPS sowohl auf Seiten der zuständigen
Behörde bzw. der EAP-Stelle als auch auf der Seite der
antragstellenden Person durch die Generie rung eines ent -
spre chenden Laufzettels erleichtert werden.

5 Zusammenarbeit von EAP-Stelle und zuständiger
Behörde

5.1 Weitergabe von Mitteilungen über die EAP-Stelle
(§ 71b Abs. 5 VwVfG)

Ist in einer Rechtsvorschrift die Möglichkeit zur Abwick -
lung über die EAP angeordnet und werden die EAP-Stellen
tatsächlich von einer antragstellenden oder anzeigepflich -
tigen Person in Anspruch genommen, so gilt § 71b Abs. 5
VwVfG. Nach dessen Satz 1 soll die zuständige Behörde
Mit teilungen an eine antragstellende oder anzeigepflich -
tige Person über die EAP an diese weitergeben. In der
Praxis bedeutet dies, dass immer dann, wenn eine zu -
ständige Behörde eingehende Anträge, Anzeigen, Willens -
erklä run gen, Unterlagen oder Mitteilungen einer antrag-
stellenden oder anzeige pflichtigen Per son von einer der
beiden EAP-Stellen erhalten hat, dieser Person über die
jeweilige EAP-Stelle geantwortet werden muss. Damit eine
eindeutige Zuordnung der Verfah renskorrespondenz zu
einer antragstellenden oder anzeigepflichtigen Per son bei
der zuständigen EAP-Stelle möglich ist, soll die zuständi-
ge Behörde bei allen Mitteilungen stets das ihr zuvor von
der EAP-Stelle mitgeteilte Geschäftszeichen angeben.

Eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass Mitteilungen
- darunter fallen auch Verwal tungsakte - über den EAP
weiterzugeben sind, besteht nur dann, wenn eine antrag -
stel lende oder anzeigepflichtige Person zwar zunächst
eine Verfahrensabwicklung bei einer der EAP-Stellen an -

stößt, dann aber im Laufe des Verfahrens direkt mit der
zuständigen Behörde in Kontakt tritt und/oder verlangt,
dass diese künftig direkt mit ihr - ohne Einschaltung einer
EAP-Stelle - kommuniziert. Insoweit besteht ein Wahlrecht
der antragstellenden oder anzeigepflichtigen Person, was
dazu führen kann, dass es auch während eines laufenden
Verfahrens zu einem mehrfachen Wechsel zwischen den
EAP-Stellen und der zuständigen Behörde als Kommu ni -
kations partner dieser Person kommt. Dies ergibt sich aus
§ 71b Abs. 5 Satz 2 VwVfG, wonach Verwaltungs akte auf
Verlangen einer antragstellenden Person von der zuständi-
gen Behörde direkt bekannt gegeben werden. Für sonsti-
ge Mitteilungen einer antragstel lenden oder anzeigepflich-
tigen Person bzw. der zuständigen Behörde ist dies auch
in § 3 Abs. 2 Nr. 1 bzw. Nr. 2 des EAP-Gesetzes geregelt.

§ 3 Abs. 2 des EAP-Gesetzes regelt in den vorgenannten
Fällen allerdings zugleich die Pflicht der zuständigen Be -
hörde, die zuvor in die Verfahrensabwicklung einbezo gene
EAP-Stelle über solche Direktkontakte mit der antrag -
stellenden oder anzei gepflichtigen Person zu informieren.
Dies soll sicherstellen, dass die EAP-Stelle über den Ver -
fah rens stand informiert ist und die zuständige Behörde
nicht unnötig an noch ausstehende Verfahrensschritte er -
innert. Der genaue Inhalt der Korrespondenz zwischen der
antrag stellenden oder anzeigepflichtigen Person und der
zuständigen Behörde ist dabei für die EAP-Stelle nicht von
Interesse, vielmehr reicht die Information der zuständigen
Behörde an die zuständige EAP-Stelle über die Art und
Weise der Kommunikation aus (z.B. „Voll ständigkeits -
bestä ti gung für den Antrag auf [bestimmtes Verfahren] am
[Datum] direkt versendet“ oder „Genehmigungsbescheid
für [bestimmtes Verfahren] am [Datum] unmittelbar be -
kannt gegeben“). Wichtig ist, dass mit dieser Informa tion
der Name der betreffenden Person sowie das Geschäfts -
zeichen der EAP-Stelle (vgl. oben) ange ge ben werden.

Verbleibt es beim Grundsatz, also einer Weitergabe der
Mitteilungen der zuständigen Behörde einschließlich der
Bekanntgabe von Verwaltungsakten an eine antragstel len -
de oder anzeigepflichtige Person über die EAP-Stelle, so
gilt zudem § 5 Abs. 1 des EAP-Ge setzes. Danach haben
die EAP-Stellen die Weitergabe der Mitteilungen der zu -
ständigen Be hörde an die betreffende Person unverzüg-
lich und in der vorgeschrie be nen Form vor zunehmen. Die
zuständige Behörde bestimmt dazu bei der Übermitt lung
an die EAP-Stelle, wie die Weiterleitung bzw. die Bekannt -
gabe erfolgen soll. Soll die Mitteilung (hierzu gehören ins-
besondere Verwaltungsakte) förmlich zugestellt wer den,
so teilt sie dies der EAP-Stelle mit. Diese wird die Zustel -
lung veranlassen und die ihr dabei ent standenen Auslagen
der zuständigen Behörde in Rechnung stellen. Die sonsti-
ge Wei tergabe von Mitteilungen der zuständigen Be hör -
den durch die EAP-Stel len erfolgt grundsätzlich kostenfrei.

Hat die EAP-Stelle die Bekanntgabe bzw. die Zustellung
eines Verwaltungsakts be wirkt, informiert sie nach §  5
Abs. 1 Satz 2 des EAP-Gesetzes die zuständige Behörde
über den Tag der Aufgabe zur Post bzw. übersendet ihr
den entsprechenden Zustel lungs nachweis. Dies soll der
zu ständigen Behörde die korrekte Berechnung von Rechts -
be helfs- oder Rechtsmittelfristen ermöglichen (zur elektro-
nischen Zustellung vgl. Nummer 4.4.4).

Für den Rücklauf von Mitteilungen der zuständigen Be -
hörde über die EAP-Stelle an die antragstellende oder
anzeigepflichtige Person gilt das unter Nummer 3.1 Aus -
geführ te. Zwar trifft § 6 Abs. 1 des EAP-Gesetzes hierfür
keine ausdrückliche Regelung, jedoch gilt hier derselbe
Grund satz, damit den Wünschen der betroffe nen Person
entweder nach elektronischer Abwicklung (vgl. hierzu Num -
mer 4.4) oder konventioneller Kor respondenz in Papier -
form (Schriftform) Rechnung getragen werden kann.

5.2 Gegenseitige Unterstützung (§ 71d VwVfG)

In §  71d VwVfG ist die Pflicht der EAP und der jeweils
zuständigen Behörde zur gegen seitigen Unterstützung ge -
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regelt. Danach haben die EAP und die zuständige Behörde
gemeinsam auf eine ordnungsgemäße und zügige Ver -
fahrens abwicklung hinzuwirken; alle EAP-Stellen und zu -
ständigen Behörden sind hierbei zu unterstützen. Die zu -
stän dige Behörde stellt den EAP-Stellen insbesondere
die erforderlichen Informationen zum Verfahrensstand zur
Ver fügung.

Mit dieser Regelung soll eine enge und möglichst rei -
bungs lose Zusammenarbeit zwi schen den EAP und der
jeweils zuständigen Behörde erreicht werden. Die EAP-
Stellen und die zuständigen Behörden müssen in erster
Linie selbst für eine problemlose Kom munikation unter -
einander sorgen und sich gegenseitig - über die Verpflich -
tung nach § 3 Abs. 2 sowie § 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2
des EAP-Gesetzes hinaus - zumindest auf Anfrage über
den jeweiligen Verfahrensstand und relevante Verfahrens -
handlungen der antrag stellenden Person unterrichten. Da -
bei handelt es sich um eine über die all ge meine Amts -
hilfepflicht nach § 4 VwVfG hinausgehende Verpflichtung
der EAP-Stel len und der zuständigen Behörde zur gegen-
seitigen Unterstützung.

Diese Unterstützungspflicht gilt innerhalb des Landes für
Behörden, die unterschied li chen Verwaltungsträgern und
Verwaltungsebenen angehören, damit die EAP auch jen-
seits der eigenen Kompetenz als unmittelbare Landes -
behörde handlungsfähig sind. Darüber hinaus gilt die
Pflicht zur gegenseitigen Unterstützung aber auch für die
län derübergreifende Kooperation von EAP-Stellen und der
jeweils zuständigen Behörde. Dies ergibt sich einerseits
aus der Gesetzesbegründung zu § 71d VwVfG und ande -
rer seits daraus, dass diese bundesrechtliche Bestimmung
(wie in Rheinland-Pfalz über die dynamische Verweisung
in § 1 Abs. 1 LVwVfG) in den Ländern entweder im Wort -
laut oder zumindest sinngemäß übernommen worden ist.

6 Genehmigungsfiktion und Bearbeitungsfrist

6.1 Genehmigungsfiktion (§ 42a VwVfG)

Nach § 42a Abs. 1 VwVfG gilt eine beantragte Genehmi -
gung nach Ablauf einer für die Entscheidung festgelegten
Frist als erteilt (Genehmigungsfiktion), wenn dies durch
Rechtsvorschrift angeordnet und der Antrag hinreichend
bestimmt ist. In § 42a Abs. 2 VwVfG ist eine Frist von drei
Monaten vorgesehen, die mit Eingang der vollständigen
Unterlagen beginnt. Es ist jedoch möglich, dass das Fach -
recht eine abweichende Frist bestimmt.

Voraussetzung für den Eintritt der Genehmigungsfiktion ist
das Fehlen einer Entschei dung innerhalb der dafür fest -
gelegten Frist. Die Genehmigungsfiktion tritt dann mit
Frist ablauf ein. Der Fristablauf ersetzt auch die wirksame
Bekanntgabe des fingierten Verwaltungsakts. Nicht fin-
giert wird aber dessen Rechtmäßigkeit. Somit gelten die
Regelungen über Nichtigkeit, Rücknahme, Widerruf oder
Erledigung eines Verwal tungs akts entsprechend. Auch

kann der fingierte Verwaltungsakt mit Widerspruch und
Anfechtungsklage angefochten werden.

Im behördlichen Entscheidungsprozess ist zu berücksich-
tigen, dass sich die tatsächlich zur Verfügung stehende
Be arbeitungszeit durch die Zugangsfiktion nach § 41 Abs. 2
VwVfG verkürzt, da eine ablehnende Entscheidung ent-
sprechend früher abgesandt werden müsste. Ein Ver wal -
tungsakt, der im Inland oder in das Ausland elektronisch
übermittelt wird, gilt am dritten Tag nach der Absen dung
als bekannt gegeben. Ein schriftlicher Verwaltungs akt, der
im Inland durch die Post übermittelt wird, gilt ebenfalls am
dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als bekannt ge -
geben. Ist ein schriftlicher Verwaltungsakt jedoch im Aus -
land bekannt zu geben, führt dies im Anwen dungs be reich
der Vorschriften über das Verfahren über eine einheitliche
Stelle dazu, dass bei Versendung per Post durch die in
§ 71b Abs. 6 Satz 1 VwVfG geregelte Bekannt gabe fiktion
die Bearbeitungszeit effektiv um einen Monat verkürzt
wird. Dies ist bei der Bearbeitung der jeweiligen Genehmi -
gungs verfahren ebenfalls zu berücksichtigen.

Die Entscheidungsfrist kann gemäß § 42a Abs. 2 Satz 3
VwVfG nur einmal angemes sen verlängert werden, wenn
dies wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit ge recht -
fertigt ist. Die Fristverlängerung ist zu begründen und der
antragstellenden Person rechtzeitig, das heißt vor Ablauf
der Entscheidungsfrist, mitzuteilen.

Ist die Genehmigungsfiktion eingetreten, so ist gemäß
§ 42a Abs. 3 VwVfG den Be güns tigten sowie allen, denen
der Verwaltungsakt bekannt zu geben wäre, der Eintritt der
Genehmigungsfiktion auf Verlangen schriftlich zu beschei-
nigen („Fiktionszeugnis“).

6.2 Bearbeitungsfristen

Im Rahmen der Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie ist
es erforderlich, in einigen der Richtlinie unterfallenden Ver -
fahren eine Bearbeitungsfrist gesetzlich festzulegen, um
die verfahrensrechtlichen Vorgaben von Artikel 13 Abs. 3
EU-DLR zu erfüllen. In diesen Fällen gibt das Fachrecht
für ausdrücklich benannte Verwaltungsverfahren eine be -
stimm te einzuhaltende Bearbeitungsfrist vor, innerhalb der
über einen Antrag ab schließend zu entscheiden ist. Diese
Frist beträgt in Anleh nung an die Vorschriften zur Ge -
nehmi gungsfiktion in der Regel drei Monate mit der Mög -
lich keit, die Frist einmal an gemessen zu verlängern. Sollte
innerhalb der fest ge legten Bearbeitungsfrist keine Ent -
scheidung bekannt gegeben worden sein, so werden zwar
die verfahrensrechtli chen Vorgaben nicht eingehalten, es
tritt jedoch keine Ge neh migungsfiktion ein, da es inso weit
an der entsprechenden notwendigen gesetz li chen Anord -
nung fehlt.

Anlage

MinBl. 2010, S. 2
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Anlage 
(Formblatt für die Empfangs- und Vollständigkeitsbestätigung) 
 

Behördenkopf 

 

Adresse der antragstellenden oder 

anzeigepflichtigen Person 

 

 
 
Az.: __________________________   Datum: __________________  

 

Empfangsbestätigung betreffend: ______________________________________ 

___________________________________________________________________ 

 

 

Sehr geehrte/r ______________________________, 

 

hiermit übersende ich Ihnen folgende Empfangsbestätigung: 

 

! Ihr Antrag  
 

! Ihre Anzeige  

! Ihre Mitteilung  ! Ihre nachgereichten Unterlagen  
 

vom (Datum): _______________ 

 

ist/sind am (Datum): _______________ 

 

! unmittelbar hier    ! beim einheitlichen Ansprechpartner 

 

eingegangen. 

 

! Auf dieses Verfahren ist § 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes anwendbar 

mit der Folge, dass die beantragte Genehmigung nach Ablauf der Frist von 

_______________ Wochen/Monaten* auch ohne Bescheid als erteilt gilt (Ge-

nehmigungsfiktion). Auf Wunsch kann der Eintritt der Genehmigungsfiktion 

schriftlich bescheinigt werden. 
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! Für dieses Verfahren gilt eine Bearbeitungsfrist von _______________ 

Wochen/Monaten*. 

 

Die Frist läuft erst, wenn der Antrag oder die Anzeige hinreichend bestimmt ist und 

die Unterlagen vollständig eingegangen sind. Ist der Antrag oder die Anzeige über 

den einheitlichen Ansprechpartner eingegangen, werden für den Beginn der Frist drei 

Tage hinzugerechnet. 

 

Ihr Antrag/ Ihre Anzeige ist hinreichend bestimmt und Ihre Unterlagen sind: 

! vollständig 

! nicht vollständig. 

 

Es fehlen noch folgende Unterlagen: 

 

 

 

 

Sofern Sie zu einem späteren Zeitpunkt einen Bescheid erhalten, werden Sie hierin 

in der Regel über die Ihnen zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe informiert. 

 

Sollte eine Bearbeitungsfrist festgesetzt sein und erhalten Sie innerhalb dieser Frist 

keinen Bescheid, haben Sie ggf. die Möglichkeit, Untätigkeitsklage nach § 75 der 

Verwaltungsgerichtsordnung zu erheben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Mitarbeiterin/Mitarbeiter 

 

 

___________________________________________________________________ 
* Die hier angegebene Frist kann ggf. einmal angemessen verlängert werden. 



Europäische Verwaltungszusammenarbeit
und Binnenmarktinformationssystem (IMI)

Rundschreiben des Ministeriums des Innern und für Sport

vom 21. Dezember 2009 (01 165-0:314)

1 Europäisches Binnenmarktinformationssystem (IMI)

Die Regelungen in Kapitel VI der Richtlinie 2006/123/EG des
Europäischen Par laments und des Rates vom 12.  De zem -
ber 2006 über Dienstleistungen im Bin nenmarkt (ABl. L 376,
S.  36), im Folgenden als Dienstleistungsrichtlinie (EU-DLR)
be zeichnet, verpflichten die Mitgliedstaaten der Euro pä ischen
Union sowie der anderen Vertragsstaaten des Abkommens
über den Europäischen Wirtschafts raum (EWR-Staaten) zu
einer engeren Verwaltungszusammenarbeit. Nach Arti kel 28 ff.
EU-DLR sollen künftig die Behörden der einzelnen Mitglied -
staaten auf elektronischem Wege dienstleistungsrelevante
Informationen untereinander aus tauschen und Amtshilfe leis-
ten, um Zweifelsfragen im Hinblick auf die Überwa chung und
Zuverlässigkeit von Dienstleistungserbringerinnen und Dienst -
leis tungserbringern zu klären.

Ein wesentlicher Baustein für die Zusammenarbeit ist das
europäische Binnen marktinformationssystem (Internal Market
Information System - IMI). IMI ist eine von der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften bereitgestellte Internet-
Anwendung, die den Verwaltungen der 27 EU-Mitglied staa -
ten und der 3 EWR-Staaten kostenlos zur Verfügung steht.
Die Kommission betreibt und unterhält IMI über das EU-
Rechenzentrum in Luxemburg. Mithilfe einer Datenbank kön-
nen alle registrierten Behörden anhand von Schlagwörtern
die jeweils zuständige Be hörde in einem anderen Mitglied -
staat ermitteln und an diese dann eine konkrete Anfrage
- ausgewählt aus einem in alle 23 Amtssprachen übersetzten
Fragen-/ Antwortkatalog - senden. So wird ermöglicht, eine
Anfrage in der eigenen Spra che aus zuwählen, die dann von
der korrespondierenden Behörde in deren Amts sprache
gelesen werden kann. Die in der eigenen Amtssprache aus-
gewählte Antwort wird der ersuchenden Behörde wiederum
automatisch in deren Sprache zur Verfügung gestellt.

Mit IMI können auf diese Weise die praktischen Hindernisse
der europäischen Verwaltungszusammenarbeit überwunden
werden, die sich aufgrund der ver schiedenen Sprachen und
der unterschiedlichen Verwaltungsstrukturen und Arbeits -
abläufe bisher ergeben.

IMI ist so konzipiert, dass es für eine Vielzahl von EU-Binnen -
marktvorschriften eingesetzt werden kann. Seit 2007 findet
es bereits im Rahmen der Richtlinie über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen (RL 2005/36/EG) für ausgewähl te
Berufe Anwendung. Ab dem 28. Dezember 2009 dient das
System zur Unter stüt zung der europäischen Verwaltungs -
zusammen arbeit im Rahmen der Dienst leis tungsrichtlinie. Da -
bei ist zu beachten, dass IMI keinesfalls für standardi sier te
Regelanfragen zu benutzen ist, sondern nur bei begründe-
tem, konkretem Infor ma tionsinteresse im Zusammenhang
mit Dienstleistungen.

Neben dem Basismodul für den „normalen“ Informations -
austausch sieht das IMI-Modul zur Umsetzung der Dienst -
leistungs richtlinie noch die Zusatzfunktionen „Vor warnungs -
mechanismus“ (Artikel  29 Abs.  3 und Artikel  32 EU-DLR)
sowie „Ausnahme im Einzelfall“ (Artikel 35 EU-DLR) vor. Im
Rahmen des Vorwar nungs mechanismus hat jeder Mitglied -
staat die Pflicht, die übrigen betroffenen Mitglied staaten
sowie die Kommission zu unterrichten, wenn er Kenntnis von
bestimmten Handlungen oder Umständen in Zusammen -
hang mit einer Dienstleistungs tätig keit erhält, die eine ernste
Gefahr oder einen schweren Schaden für die Gesund heit
oder Sicherheit von Personen oder für die Umwelt verursa-
chen könnten. Dazu wurden von der Kommission der Euro -
päischen Gemeinschaften Kriterien in einem im System
abgebildeten Leitfaden zusammengestellt, die erfüllt sein
müs sen, bevor eine Vorwarnung über einen Vorwarn koordi -
na tor ausgesendet wer den kann. Auf diese Weise soll ein

europaweites, einheitliches Vorgehen ge währ leistet und un -
nötige oder unbegründete Vorwarnungen vermieden werden.

Im Rahmen der Amtshilfe bei Ausnahmen im Einzelfall kön-
nen die Mitgliedstaa ten unter engen Voraussetzungen Maß -
nahmen gegenüber einem in einem ande ren Mitgliedstaat
niedergelassenen Dienstleister ergreifen, wenn es um die
Sicherheit von Dienstleistungen geht. Auch hier wird von der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ein im In -
formationssystem abgebildeter Leitfaden mit zu erfüllenden
Kriterien zur Verfügung gestellt.

2 Regelungen zur europäischen Verwaltungszusammen -
arbeit im Verwal tungs verfahrensrecht

Die unter Nummer 1 dargestellten Anforderungen aus der
Dienstleistungs richtli nie haben Anlass zur Einführung all -
gemeiner Regelungen zur europäischen Ver waltungs zusam -
men arbeit gegeben. Mit Artikel 4a des Gesetzes zur Um -
setzung der Dienstleistungsrichtlinie im Gewerberecht und in
weiteren Rechtsvorschriften vom 17. Juli  2009 (BGBl.  I
S.  2091), der am 28.  Dezember  2009 in Kraft tritt, hat der
Bundesgesetzgeber mit dem neu eingefügten Abschnitt 3 in
Teil  I des Ver waltungsverfahrensgesetzes (§§  8a bis 8e
VwVfG) eigene allgemeingültige, über die Vorschriften zur
her kömmlichen innerstaatlichen Amtshilfepflicht hinaus -
gehende Regelungen geschaffen, die sich nicht auf den An -
wen dungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie beschränken.
Diese gesetzlichen Bestimmungen finden über die dynami-
sche Verweisung des §  1 Abs.  1 des Landesverwaltungs -
verfah rensgesetzes auch in Rheinland-Pfalz Anwendung. Im
Folgenden wird bei der Darstellung der neuen Bestim mun -
gen aus Gründen der besseren Lesbarkeit auf die Nennung
dieser Verweisungsnorm verzichtet.

Die verfahrensrechtlichen Vorschriften zur europäischen Ver -
wal tungszusam men arbeit werden durch das am 28. De zem -
ber 2009 in Kraft tretende rheinland-pfäl zische Landes gesetz
über die Anwendung des europäischen Binnenmarktinfor ma -
tionssystems („IMI-Gesetz“) vom 27.  Oktober  2009 (GVBl.
S. 356, BS 2010-7) ergänzt (vgl. hierzu auch Num mer 3).

Zu den gesetzlichen Änderungen werden folgende Hinweise
gegeben:

2.1 Grundsätze der Hilfeleistung (§ 8a VwVfG)

In §  8a  VwVfG werden die Grundsätze der gegenseitigen
Hilfeleistung mit den Behörden anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union geregelt. Danach besteht eine Verpflich -
tung zur Hilfeleistung nur, soweit Rechtsakte der Europä -
ischen Gemeinschaft dies gebieten. Andernfalls finden die
Vorschriften zur euro päischen Verwaltungszusammenarbeit
keine Anwendung, sondern es bleibt bei den allgemeinen
Verfahrensbestimmungen zur Amtshilfe mit ausländischen
Behörden.

Mit Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft sind ins be -
sondere Rechtsakte der Organe der Europäischen Union, die
Gründungsverträge, Richtlinien, Verord nungen oder Durch -
führungsbestimmungen der Kommission gemeint.

Der Begriff „Hilfeleistung“ ist weit zu verstehen. Er umfasst
alle Maßnahmen, die einer effektiven Zusammenarbeit und
gegenseitigen Unterstützung dienen. Hier unter fällt etwa
auch die in Artikel 33 EU-DLR vorgesehene Übermittlung von
Informationen über die Zuverlässigkeit von Dienstleistungs -
erbrin gerinnen und Dienst leistungserbringern. Ebenso er fasst
ist die Gewährung des Registerzu gangs für ersuchende aus-
ländische Behörden (Artikel  28 Abs.  7 EU-DLR); natio nale
Vorschriften, die das Zugangsrecht inländischer zuständiger
Behörden re geln, stehen deshalb einem Registerzugang nicht
entgegen. Zur „Hilfeleistung“ gehört auch die Unter richtung
des ersuchenden Mitgliedstaates durch den er suchten Mit -
gliedstaat, wenn Schwierigkeiten bei der Beantwortung eines
Ersu chens um Infor mationen oder bei der Durch führung von
Überprüfungen, Kontrol len und Untersu chungen auftreten,
um dann eine gemeinsame Lösung zu finden (vgl. Artikel 28
Abs. 5 EU-DLR).
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Die Vorgaben nach Artikel 35 EU-DLR zur „Amtshilfe bei Aus -
nahmen im Einzel fall“ werden durch § 8a Abs. 2 Satz 2, Abs. 3
in Verbindung mit § 5 Abs. 1 VwVfG umgesetzt. So weit deut-
sche Behörden wegen Artikel 18 EU-DLR gehindert sind, Maß -
nahmen unmittelbar selbst vorzunehmen, muss zu nächst die
zuständige ausländische Behörde um Hilfe er sucht werden.
Die in § 5 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG erwähnte recht liche Hin de rung,
eine Amtshandlung selbst vorzunehmen, erfasst auch eine
solche vorübergehende Hinderung. In diesen Fällen ist die
deutsche Behörde verpflichtet, zunächst die zuständige Be -
hörde des Niederlassungsstaats um Tätig werden zu ersuchen.

Durch die Bezugnahme auf bestimmte Regelungen des
Amts hilferechts (§§ 5, 7 und 8 Abs. 2 VwVfG) können für die
Umsetzung der Verwaltungszusam menar beit aus der Ver wal -
tungspraxis geläufige Bestimmungen herangezogen werden.
Hierbei ist insbesondere für die entsprechende Anwen dung
des § 5 Abs. 3 und 4 VwVfG zu beachten, dass die jeweils
umzusetzenden Rechtsakte der Europäi schen Ge mein schaft
einer Verweigerung der Hilfeleistung durch die inländische
Behörde entgegenstehen können. Die ersuchte Behörde darf
daher die erbetene Hilfe nach diesen Bestimmungen nur
dann verweigern, wenn dies mit europäi schen Rechtsakten
im Einklang steht. § 5 Abs. 5 VwVfG regelt das Verfahren bei
Konfliktfällen zwischen ersuchender und ersuchter Behörde
und verlangt eine Einbindung der Aufsichtsbehörde durch
die inländische ersuchte Behörde. Dane ben ist nach §  1
Abs. 2 des IMI-Gesetzes im Anwendungsbereich der Dienst -
leis tungsrichtlinie die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
(ADD) als „Verbin dungs stelle“ im Sinne des Artikels 28 Abs. 2
EU-DLR einzubeziehen. Die Verbin dungsstelle moderiert in -
soweit bei Meinungsverschiedenheiten bezüglich der Ver -
wal tungszusammenarbeit zwischen einer ausländischen und
einer rheinland-pfälzischen Behörde.

2.2 Form und Behandlung der Ersuchen (§ 8b VwVfG)

Ersuchen an Behörden anderer Mitgliedstaaten der Euro pä -
ischen Union sind in deutscher Sprache abzufassen, ge mäß
den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben und unter Angabe
des maßgeblichen Rechtsakts zu begründen und soweit er -
for derlich mit einer Übersetzung zu versehen. Ersuchen von
Behörden anderer Mit gliedstaaten der Europäischen Union
dürfen nur erledigt werden, wenn sich ihr Inhalt in deutscher
Sprache aus den Akten ergibt. Mit diesen gesetzlichen Vor -
ga ben in § 8b Abs. 1 und 2 VwVfG wird der Regelung des
§ 23 Abs. 1 VwVfG Rech nung getragen, wonach die Amts -
sprache deutsch ist. Hierdurch wird aus rechtsstaatlichen
Gründen sichergestellt, dass die Akten für alle Verfahrens be -
tei lig ten, für andere Beschäftigte, für Aufsichtsbehörden und
für Gerichte verständ lich und das Verwaltungsverfahren da -
mit nachvollziehbar und überprüfbar bleibt.

In § 8b Abs. 2 Satz 1 VwVfG wird für Ersuchen von Behörden
anderer Mit glied staaten klargestellt, dass für ihre Erledigung
eine Übersetzung erforderlich ist. Sofern das Ersuchen hin-
reichend verstanden worden ist, kann auch schon vor her mit
der Bearbeitung begonnen werden. Sollte die Mitarbeiterin
oder der Mit arbeiter selbst in der Lage sein, die Anfrage
zwei felsfrei zu übersetzen und des halb von einer Nach -
forderung der Übersetzung absehen wollen, muss sich der
wesentliche Inhalt des Ersuchens in deutscher Sprache
den Akten entnehmen lassen. Wird für ein fremdsprachiges
Ersuchen nicht automatisch eine Überset zung durch IMI
erzeugt, liegt keine Übersetzung bei und verfügt die ersuch-
te Behörde nicht über die personellen oder sachlichen Mittel
zur Anfertigung einer Übersetzung, ist diese nach der Soll-
Regelung in § 8b Abs. 2 Satz 2 VwVfG im Regelfall von der
ersuchenden Behörde zu fordern.

Ersuchen ausländischer Behörden müssen mit einer Be grün -
dung versehen sein und einen Hinweis auf die Rechts grund -
lage enthalten, damit sie für die deut schen Behörden nach-
vollziehbar sind. Die ersuchte Behörde entscheidet gemäß
§ 8b Abs. 3 VwVfG nach pflichtgemäßem Ermessen, ob sie
einem Ersuchen trotz fehlender oder unzureichender Be grün -
dung nachkommt, insbesondere um unnö tige Verzöge run gen
im Rahmen der Verwaltungszusammenarbeit zu vermeiden.

Nach § 8b Abs. 4 VwVfG sollen institutionalisierte und tech-
nische Hilfsmittel der grenzüberschreitenden Verwaltungs -
zusammenarbeit genutzt und Informationen elektronisch
über mittelt werden. Dies gilt zum Beispiel für IMI, das eine
wesent li che Hilfe für die europäische Zusammenarbeit dar-
stellt. In Rheinland-Pfalz wur den durch das IMI-Gesetz der
ADD koordinierende Aufgaben im Zusammenhang mit der
europäischen Verwaltungszusammenarbeit übertragen. Nä -
here Einzel hei ten hierzu finden sich unter Nummer 3.

2.3 Kosten der Hilfeleistung (§ 8c VwVfG)

Entstehen der ersuchten Behörde durch die Hilfeleistung
Kos ten, kann eine Erstattung von der ersuchenden auslän -
dischen Behörde nur nach Maßgabe von Rechtsakten der
Europäischen Gemeinschaft verlangt werden. Dasselbe gilt
für die Erhebung von Gebühren oder Auslagen für die er -
brachte Hilfeleistung. Das EU-Recht geht regelmäßig vom
Prinzip der Gegenseitigkeit des gezogenen Nutzens aus und
verzichtet in der Regel auf aufwändige Kostenberechnungen
und Kostenerhebungen im zwischenstaatlichen Bereich, so
dass die ersuchte Behörde regelmäßig den Aufwand für die
Hilfeleistung selbst zu tragen haben wird. Eine Ausnahme
von diesem Grundsatz findet sich aber in Artikel 28 Abs. 7
EU-DLR für die Gewährung des Registerzugangs. Ist die
Ein sichtnahme in ein Register für die inländische Behörde
ge bühren pflichtig, so gilt dies auch für die Behörde eines
an deren Mitgliedstaates.

2.4 Mitteilungen von Amts wegen (§ 8d VwVfG)

Die Vorschrift begründet Mitteilungspflichten von Amts
wegen in dem Umfang, in dem sie in Rechtsakten der Euro -
päischen Gemeinschaft vorgesehen sind und setzt diese
Rechtsakte damit um. Die Dienstleistungsrichtlinie sieht sol-
che Mittei lungspflichten insbesondere in Artikel  29 Abs.  3
und Artikel 32 Abs. 1 vor (sog. Vorwarnungsmechanismus,
vgl. auch Nummer 1).

Für das Senden von Vorwarnungen und dazu einschlägigen
Informationen an andere Mitgliedstaaten sowie das Em pfan -
gen von Vorwarnungen von anderen Mitgliedstaaten sieht
IMI die Funktion eines „Vorwarnkoordinators“ vor. In Rhein -
land-Pfalz nimmt die ADD diese koordinierenden Aufgaben
gemäß § 1 Abs. 1 des IMI-Gesetzes wahr. Einzel heiten hier-
zu finden sich unter Nummer 3.

Bei der Übermittlung von Daten sind die geltenden daten-
schutzrechtlichen Be stimmungen zu beachten. Soweit Rechts -
akte der Europäischen Gemeinschaft eine Information des
Be troffenen bei Datenübermittlungen an Behörden an derer
Mitgliedstaaten anordnen, hat die übermittelnde Be hörde ge -
genüber dem Betrof fenen besondere Unter richtungs pflich ten,
wie sich beispielsweise aus Artikel 33 Abs. 1 Satz 2 EU-DLR
ergibt, der den Austausch von Infor ma tionen über die Zu ver -
läs sig keit der jeweiligen Dienstleis tungs erbringe rin nen oder
Dienstleis tungserbringer betrifft.

2.5 Anwendbarkeit (§ 8e VwVfG)

Die Regelungen zur europäischen Verwaltungs zusammen -
arbeit sind nur mit Inkrafttreten des jeweiligen Rechtsaktes
der Europäischen Gemeinschaft, wenn dieser unmittelbare
Wirkung entfaltet (z.B. Verordnungen), im Übrigen mit Ablauf
der jeweiligen Umsetzungsfrist (z.B. Richtlinien) anwendbar,
wenn der Gesetz geber keine spezialgesetzliche Regelung
getroffen hat. Damit wird sichergestellt, dass eine gegebe -
nen falls erforderliche Konkretisierung der europarechtlichen
Regelung außerhalb des Verwaltungsverfahrensgesetzes,
insbesondere im Hin blick auf erforderliche verwaltungsorga-
nisatorische und technische Vorbereitun gen, innerhalb der
Umsetzungsfrist erfolgen kann. Etwaige Durchführungs -
bestimmungen der Kommission sind vom Begriff „Rechts -
akte der Europäischen Gemeinschaft“ umfasst.

§ 8e VwVfG stellt zudem klar, dass die Grundsätze der Ver -
waltungszusammen arbeit nicht nur im Verhältnis zu den Be -
hörden der Europäischen Union, sondern auch im Verhältnis
zu den drei anderen Vertragsstaaten des Abkommens über



den Europäischen Wirtschaftsraum (Island, Liechtenstein
und Norwegen) gelten. Soweit Angehörige dieser Staaten
Rechte aus Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft in
An spruch nehmen können, muss auch eine grenzüberschrei-
ten de Verwaltungszusammenarbeit mit diesen Staaten - etwa
zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Kontrolle von
grenzüberschreitend tätigen Dienstleis tungserbrin gerin nen
und Dienstleistungserbringern - möglich sein.

3 Landesrechtliche Umsetzung (IMI-Gesetz)

Mit dem IMI-Gesetz werden die Anforderungen der Dienst -
leistungs richtlinie im Hinblick auf die europäische Verwal -
tungs zusammenarbeit (vgl. Nummer  1) in Rheinland-Pfalz
um gesetzt und die verfahrensrechtlichen Vorschriften (vgl.
Nummer 2) entsprechend ergänzt.

3.1 Koordination durch die ADD (§ 1 des IMI-Gesetzes)

Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 des IMI-Gesetzes koordiniert die
ADD die über IMI ein gehenden Anfragen (Ersuchen) und Vor -
warnun gen (Unterrichtungen) aus ande ren Mitgliedstaaten,
die dienstleistungsbezogene Sachverhalte im Lan des gebiet
betreffen. Dabei prüft die ADD, welche Behörde zuständig
oder von einer IMI-Vorwarnung betroffen ist und leitet die
Anfrage bzw. Vorwarnung an die jeweils zuständige Behörde
weiter. Die zuständige Behörde beantwortet die Anfrage
direkt über IMI bzw. bearbeitet die Vorwarnung dann in eige-
ner Verantwortung; die ADD ist nach §  2 Abs.  1 des IMI-
Gesetzes über die Erledigung nachrichtlich zu informieren.
Durch die Koordination der ADD können Anfragen zielgerich-
tet weitergegeben und dadurch von der zuständigen Be -
hörde zügig beantwortet werden. Dadurch unberührt bleibt
die Möglichkeit der zuständigen Behörde, über IMI selbst
Anfragen (Ersuchen) an eine Behörde in einem anderen Mit -
gliedstaat zu richten. Hier ist die Koordinationsfunktion der
ADD nicht erforderlich.

Soweit eine zuständige Behörde beabsichtigt, im Bereich des
sogenannten Vor warnungsmechanismus (Artikel 29 Abs. 3
und Artikel 32 Abs. 1 EU-DLR) über IMI eine Vorwarnung
(Unterrichtung) abzusetzen, hat die ADD neben den koordi -
nierenden Aufgaben auch eine materielle Prüfungs kompe -
tenz. Gemäß §  1 Abs. 1 Nr.  2 des IMI-Gesetzes prüft die
ADD, ob eine Vorwarnung nach den Kriterien der Kom mis -
sion der Europäischen Gemeinschaften gerechtfertigt ist. Die
Prü fung der ADD soll dabei sicherstellen, dass Vorwarnun -
gen nicht voreilig und ungerechtfertigt erfolgen.

Die ADD ist gemäß §  1 Abs.  2 des IMI-Gesetzes Verbin -
dungs stelle im Sinne des Artikels  28 Abs.  2 EU-DLR. In -
soweit hat sie eine moderierende Funktion bei Mei nungs -
verschie denheiten zwischen Behörden der Mitgliedstaaten
und zuständi gen Behörden in Rheinland-Pfalz über Art und/
oder Reichweite der Verwaltungs zusammenarbeit (vgl. hier-
zu auch Nummer 2.1).

Nach § 1 Abs. 3 des IMI-Gesetzes hat die ADD zudem eine
Auffangzuständigkeit für die Koordinierung der sonstigen
europäischen Verwaltungszusammenarbeit, die nicht über Ka -
pitel VI der Dienstleistungsrichtlinie, also in der Regel außer -
halb von IMI, abgewickelt wird.

3.2 Pflichten der zuständigen Behörden im Land (§ 2 des
IMI-Gesetzes)

Nach § 2 Abs. 1 des IMI-Gesetzes ist die jeweils zuständige
Behörde verpflichtet, die ADD zu unterrichten, wenn sie die
an sie weitergeleiteten Anfragen (Ersu chen) oder Vor warnun -
gen (Unterrichtungen) erledigt hat. Soweit hierfür IMI ge nutzt
wird, ist die Benachrichtigung der ADD im System automa-
tisch vorgesehen, so dass hierbei kein weiterer Handlungs -
bedarf besteht.

Korrespondierend zu der Prüfungsverpflichtung der ADD für
ausgehende Vor war nungen (Unterrichtungen) einer zustän -
digen Behörde (vgl. Nummer 3.1) be stimmt § 2 Abs. 2 des
IMI-Gesetzes, dass eine zuständige Behörde eine solche
Vor warnung nur über die ADD weitergeben darf. Damit soll
sicher gestellt werden, dass die ADD ihrer Prüfpflicht nach-
kommen kann.

Im Falle der Auffangzuständigkeit der ADD (§ 1 Abs. 3 des
IMI-Gesetzes) be stimmt § 2 Abs. 3 des IMI-Gesetzes, dass
eine zuständige Behörde Anfragen (Ersuchen) einer Behörde
eines anderen Mitgliedstaates, die direkt bei ihr ein ge hen,
vor der Erledigung der ADD zu übermitteln hat. Dies soll der
ADD ermög li chen, auch insoweit ihrer Koordinationsaufgabe
nachzukommen. Die ADD prüft dabei, ob nicht noch andere
zuständige Behörden in Rheinland-Pfalz zur Erledi gung der
Anfrage hinzuzuziehen sind.

3.3 Nutzung von IMI, Datenschutz (§§ 3 und 4 des IMI-
Gesetzes)

In § 3 des IMI-Gesetzes ist geregelt, dass die nach dem IMI-
Gesetz zu koordi nie rende europäische Verwaltungs zusam -
men arbeit in der Regel in elektronischer Form über IMI ab -
zuwickeln ist. Insofern korrespondiert diese Bestimmung mit
§ 8b Abs. 4 VwVfG, wobei § 3 des IMI-Gesetzes die Nutzung
von IMI allerdings auch für den Bereich des Vorwarnungs -
mechanismus vorsieht, während § 8b Abs. 4 VwVfG lediglich
auf Anfragen („Ersuchen“) abstellt.

§ 4 des IMI-Gesetzes stellt zum einen klar, dass die allgemei-
nen datenschutz rechtlichen Bestimmungen gelten und zum
anderen enthält diese Bestimmung bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten im Anwendungsbereich der Dienst -
leistungsrichtlinie eine strikte Zweckbindung zugunsten der
europäischen Verwaltungszusammenarbeit gemäß Kapitel VI
der Dienstleistungsrichtlinie.

MinBl. 2010, S. 10

Ministerium der Finanzen

Reisekostenvergütung bei Auslandsdienstreisen

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen

vom 28. Dezember 2009 (P 171 9 A - 414)

Das Bundesministerium des Innern hat mit Verwaltungsvorschrift
vom 12. November 2009 (GMBI. 2009 S. 1655) die Auslands tage-
und -übernachtungsgelder mit Wirkung vom 1. Januar 2010 neu
festgesetzt. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die vom Bun des minis te -
rium des lnnern erlassene Allgemeine Verwaltungs vorschrift über
die Neufestsetzung der Auslandstage- und Aus lands über nach -
tungsgelder vom 5. Dezember 2008 (GMBI. 2009 S. 3) außer Kraft.

Im Hinblick auf § 16 Abs. 2 des Landesreisekostengesetzes wird
um Beachtung gebeten.

MinBl. 2010, S. 12

Reisekostenvergütung
und Trennungsgeldgewährung

h i e r :  Neue Sachbezugswerte zum 1. Januar 2010

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen

vom 28. Dezember 2009 (P 1707 A/P 1735 A - 414)

Bei der Anwendung des Landesreisekostengesetzes und der
Lan destrennungsgeldverordnung bitte ich die aufgrund des Arti -
kels 1 der Zweiten Verordnung zur Änderung der Sozial versiche -
rungsentgeltverordnung vom 19. Oktober 2009 (BGBI. I S. 3667)
ab dem 1. Januar 2010 maßgebenden neuen Sach bezugs werte
zu beachten. Sie betragen für das Frühstück 1,57 Euro, für das
Mittag- und Abendessen jeweils 2,80 Euro.

MinBl. 2010, S. 12
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